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Mitglieder-Info Nr. 58/2012 
 

Bemessung der Beiträge zur freiwilligen Kranken- un d Pflegeversicherung für die in 
stationären Einrichtungen lebenden Sozialhilfeempfä nger  

Mitglieder-Info Nr. 29/2012 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

auf der Mitgliederversammlung vom 26.11. bis 28.11.2012 in Würzburg wurde unter TOP 
9 über die Bemessung der Beiträge für freiwillig versicherte stationär betreute Sozialhilfe-
empfänger berichtet. Hingewiesen wurde auch darauf, dass eines der mit dem GKV-
Spitzenverband vereinbarten Musterverfahren am 19.12.2012 vom BSG verhandelt wird 
(Az. B 12 KR 20/11 R).  

Als Anlage übersende ich Ihnen den Terminbericht der gestrigen Verhandlung des BSG 
über dieses Verfahren (s. lfd. Nr. 2). 

Das BSG stellte in der Verhandlung fest, dass der GKV-Spitzenverband autorisiert ist, die 
Verfahrensgrundsätze für die Bemessung der beitragspflichtigen Einnahmen freiwillig Ver-
sicherter festzulegen. Allerdings stellte der Senat auch fest, dass § 7 Abs. 10 der Bei-
tragsverfahrensgrundsätze des GKV-Spitzenverbandes mit den durch § 240 SGB  V vor-
gegebenen Grenzen inhaltlich nicht vereinbar sei. Der Spitzenverband habe bei der Fest-
legung der Beitragsbemessungsgrundlage für Hilfeempfänger in Einrichtungen nämlich zu 
Unrecht auch Aufwendungen für die Investitionskosten berücksichtigt, die eine Pflegeein-
richtung den Pflegebedürftigen neben den Kosten der Unterkunft und Verpflegung geson-
dert berechnen darf.  
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BAGüS 
Bundesarbeitsgemeinschaft  
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

Der Regelungsbefugnis des Spitzenverbandes würden durch § 240 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 
bis 5 SGB V Grenzen gesetzt, die durch BSG-Rechtsprechung konkretisiert werden. Nach 
dieser Rechtsprechung seien z. B. Leistungen, die wegen ihrer besonderen Zweckbe-
stimmung den Einnahmen des Versicherten zum Lebensunterhalt nicht zugeordnet wer-
den können, von der Beitragsbemessung ausgenommen.  

Unter Hinweis auf seine Entscheidung vom 21.12.2011, Az. B 12 KR 22/09 R, hat der Se-
nat festgestellt, dass zu den beitragspflichtigen Einnahmen in diesen Fällen nur Leistun-
gen des Sozialhilfeträgers in Bezug auf den Regelsatz, die Kosten der Unterkunft, sozial-
hilferechtliche Mehrbedarfe und einmalige Bedarfe, den dem Betroffenen zugewandten 
Barbetrag sowie übernommene (fiktive) Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung, 
gehören. 

Damit bestätigt der Senat im Grundsatz unsere Argumentation zur Beitragsbemessung für 
freiwillig versicherte Heimbewohner. 

Auf der Mitgliederversammlung in Würzburg wurde die Geschäftsstelle gebeten, in den 
weiteren Verhandlungen mit dem GKV-Spitzenverband weiterhin für eine bundeseinheitli-
che Bemessung der beitragspflichtigen Einnahmen für Heimbewohner einzutreten. Dies 
gilt insbesondere auch für einen bundeseinheitlichen Durchschnittsbetrag für die Unter-
kunftskosten nach § 42 Nr. 4 SGB XII und eine bundeseinheitliche Bekleidungskosten-
pauschale, um aufwändige Einzelfallberechnungen zu vermeiden und eine leichte Fort-
schreibung der Beitragsbemessung für die Zukunft zu ermöglichen. 

 

Über den Fortgang der Verhandlungen mit dem GKV-Spitzenverband werde ich Sie zeit-
nah unterrichten. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 


